
Niederschrift 
 
über die 27. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Geilenkirchen am Mittwoch, 
dem 25.04.2018, 18:00 Uhr im Großen Sitzungssaal, Markt 9, 52511 Geilenkirchen 
 
 
 

Tagesordnung 
 
I. Öffentlicher Teil 
 
 1 .  Mitteilungen des Bürgermeisters 
  
 2 .  Änderung der Hauptsatzung der Stadt Geilenkirchen 

Vorlage: 1208/2018 
  
 3 .  Antrag der SPD-Fraktion zur Beteiligung des Rates im Benehmensverfahren 

Vorlage: 1227/2018 
  
 4 .  Festsetzung und Erhebung von Straßenbaubeiträgen für die Erneuerung und Ver-

besserung der Erschließungsanlage "Am Mühlenhof" im Stadtteil Beeck 
Vorlage: 1231/2018 

  
 5 .  Anfragen 
  
II. Nichtöffentlicher Teil 
 
 6 .  Auftragsvergaben 
  
 6.1 .  Aufstellung über Auftragsvergaben nach § 11 Abs. 4 Buchstabe j) i. V. m. § 11 Abs. 5 

Zuständigkeitsordnung vom 16.12.1999 
Vorlage: 1225/2018 

  
 7 .  Kenntnisnahme bzw. Beschlussfassung über die von der Kämmerei vorgenommenen 

Niederschlagungen 
Vorlage: 1212/2018 

  
 8 .  Antrag der SPD-Fraktion auf einen Bericht des Korruptionsbeauftragten 

Vorlage: 1229/2018 
  
 9 .  Vorschlagsliste zur Wahl der Haupt- und Hilfsschöffen für die Geschäftsjahre 2019 

bis 2023 
Vorlage: 1236/2018 

  
 10 .  Anfragen 
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Anwesend waren: 
 

Vorsitzender 
1.  Herr Bürgermeister Georg Schmitz  

Mitglieder 
2.  Herr Nikolaus Bales  
3.  Herr Marko Banzet  
4.  Herr Hans-Jürgen Benden  
5.  Herr Helmut Gerads  
6.  Herr Christoph Grundmann  
7.  Herr Horst-Eberhard Hoffmann  
8.  Herr Rainer Jansen  
9.  Frau Gabriele Kals-Deußen  
10.  Herr Michael Kappes  
11.  Herr Nils Kasper  
12.  Herr Heinz Kohnen  
13.  Herr Willi Münchs  
14.  Herr Uwe Neudeck  
15.  Herr Hans-Josef Paulus  
16.  Herr Harald Volles  
17.  Herr Max Weiler  
18.  Herr Wilhelm Josef Wolff  

Stellvertretendes Mitglied 
19.  Frau Karola Brandt Vertretung für Herrn Christian Kravanja 
20.  Herr Wilfried Kleinen Vertretung für Herrn Leonhard Kuhn 

von der Verwaltung 
21.  Herr Erster Beigeordneter Herbert Brunen  
22.  Herr Daniel Goertz  
23.  Herr Peter Klee  
24.  Frau Tina Beckers-Offermanns 

Protokollführer 
25.  Herr Dominik Hilgers  

Es fehlten: 
26.  Herr Christian Kravanja  
27.  Herr Leonhard Kuhn  

 
 
Bürgermeister Schmitz eröffnete die 27. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt 
Geilenkirchen am 21.03.2018 um 18:00 Uhr und hieß die Stadtverordneten sowie die Bürge-
rinnen und Bürger und Vertreter der Medien herzlich willkommen. 
 
Die Einladung zur Sitzung sei form- und fristgerecht zugestellt worden. Er entschuldigte an 
dieser Stelle den Stadtverordneten Kravanja, der von der Stadtverordneten Brandt vertreten 
werde und den Stadtverordneten Kuhn, der vom Stadtverordneten Kleinen vertreten werde. 
Stadtverordneter Kasper werde verspätet eintreffen. Bürgermeister Schmitz stellte die Be-
schlussfähigkeit des Ausschusses fest. 
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Einwendungen gegen die Niederschrift zur 26. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 
21.03.2018 habe es keine gegeben. Er stellte fest, dass sich niemand zu einem Punkt der Ta-
gesordnung für befangen erklärte.  
 
 
I. Öffentlicher Teil 
 
TOP 1 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 
Bürgermeister Schmitz hatte keine Mitteilungen zu machen. 
 
 
TOP 2 Änderung der Hauptsatzung der Stadt Geilenkirchen 

Vorlage: 1208/2018 
 
Zu 1) 
 
Stadtverordneter Gerads stellte fest, dass er mit der bisherigen Regelung bezüglich der Fakti-
onszuwendungen zufrieden sei. Da eine Änderung allerdings vom Bundesverwaltungsgericht 
vorgeschrieben sei, müsse man sich für eine der vorgeschlagenen Varianten entscheiden. Die 
Bürgerliste würde dem Vorschlag a) Variante 1 aus der Verwaltungsvorlage zustimmen. Bei 
den anderen Vorschlägen würde sie sich enthalten oder dagegen aussprechen. 
 
Stadtverordneter Weiler bedankte sich bei der Verwaltung dafür, dass sein Vorschlag als 
Tischvorlage für alle Ausschussmitglieder ausgelegt worden sei und bei Herrn Hilgers für die 
Ausarbeitung der Vorlage. Die CDU-Fraktion habe keine Bedenken, die Fraktionszuwendun-
gen aufgrund des ergangenen Urteils neu zu berechnen. Eine Pro-Kopf-Verteilung sei nicht 
mehr zulässig. Die Möglichkeit der Neuberechnung durch die vorgeschlagene degressiv-
proportionale Verteilung komme für ihn nicht in Betracht, da der Verlust für die CDU-Fraktion 
mindestens bei 1.400 € läge. Er befürworte, einen Sockelbetrag anzuwenden, wolle den Vor-
schlag der Verwaltung allerdings erweitern. Bei seinem Vorschlag habe er die Entschädi-
gungsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (EntschVO NRW) als Verteilungsschlüssel 
für den Sockelbetrag angesetzt. Nach der EntschVO erhielten im Rat vertretene Einzelperso-
nen den einfachen Satz der Aufwandsentschädigung, während Fraktionsvorsitzende, deren 
Fraktion bis zu sieben Mitglieder hätten, den doppelten Satz bekämen. Fraktionsvorsitzende, 
deren Fraktion acht oder mehr Mitglieder hätten, erhielten den dreifachen Satz. Wende man 
dieses Schema auf den Sockelbetrag an, würde die CDU-Fraktion den dreifachen Sockelbetrag 
erhalten. Alle weiteren Fraktionen würden den zweifachen Sockelbetrag und fraktionslose 
Stadtverordnete den einfachen Satz erhalten. In seiner Vorlage könne man erkennen, wie 
groß der Verlust bzw. der Gewinn der Fraktionen und fraktionslosen Stadtverordneten im 
Vergleich zum bisherigen System sei. Würde man den Sockelbetrag mit 5 % des Gesamtbetra-
ges gewichten, läge der Betrag für die CDU bei 3.511,20 €. Dies würde ein Verlust von 88,80 € 
bedeuten. In dieser Variante entstünden lediglich den CDU- und SPD-Fraktionen Verluste. Alle 
weiteren Fraktionen und fraktionslose Stadtverordnete erhielten leichte Zugewinne. Seines 
Erachtens sollte der Sockelbetrag höher gewichtet werden, da er zur Abdeckung der Fixkos-
ten der Fraktionen diene. 
 
Stadtverordneter Kleinen erklärte, dass sich die Fraktion „Geilenkirchen bewegen!“ und FDP 
dem Vorschlag der CDU-Fraktion anschließe, da sich ihre Erläuterungen mit den Vorstellungen 
seiner Fraktion decken würden. Er wies darüber hinaus auf einen Rechenfehler in der Vorlage 
hin. Auf Seite 5 der Vorlage (Vorschlag b) Variante 2) sei der Betrag für die Fraktion „Für GK“ 
zu hoch. 
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Stadtverordneter Jansen erklärte, dass die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen den Vorschlag der 
CDU-Fraktion mittragen werde. Seine Fraktion befürworte außerdem, dass Ratsmitglieder, die 
wenig Einsatz oder Präsenz zeigen würden, einen so geringen Betrag wie möglich erhalten 
würden. 
 
Stadtverordneter Mingers stellte fest, dass kein inhaltlicher Unterschied zwischen der jetzigen 
Vorlage und der aus dem Jahre 2013 vorliege. Damals habe man auf Vorschlag des Stadtver-
ordneten Wolff einstimmig beschlossen, die Fraktionszuwendungen an der Fraktionsstärke zu 
orientieren. In der aktuellen Vorlage heiße es, dass die Hauptsatzung aufgrund der Rechtslage 
und der bisherigen Rechtsprechung geändert werden müsse. Er erkundigte sich, inwiefern die 
Hauptsatzung rechtswidrig sei. 
 
Beigeordneter Brunen erklärte, dass die Rechtsprechung eindeutig sei und sich der Rat im 
Jahr 2013 bewusst über die aktuelle Rechtslage hinweggesetzt habe. 
 
Stadtverordneter Mingers zitierte aus der Niederschrift über die Sitzung des Haupt- und Fi-
nanzausschusses vom 13.03.2013. Herr Klee habe erklärt, dass man jede Veränderung in die-
sem Zusammenhang beschließen könne. Herr Klee habe weiterhin erklärt, dass der Rat zu der 
Überzeugung kommen könne, dass der Grundbedarf für die Fraktionen durch die im Haus-
haltsplan als geldwerte Leistungen ausgewiesenen Mittel gedeckt sei. Stadtverordneter Min-
gers wies darauf hin, dass die geldwerten Leistungen nicht unerheblich seien und dass kleine 
Fraktionen mehr davon profitieren würden als größere. An der Rechtslage bezüglich der Pro-
Kopf-Pauschale habe sich bis heute nichts geändert. Die Verwaltung wolle aufgrund des Ge-
richtsverfahrens neues Recht schaffen. Da keine neue Rechtsgrundlage vorliege, habe man 
fünf Jahre lang falsches Recht angewandt. 
 
Auf die Nachfrage des Stadtverordneten Benden, ob der niedrige prozentuale Anteil des So-
ckelbetrages am Gesamtbetrag rechtskonform sei, antwortete Beigeordneter Brunen, dass 
man dies nicht mit Sicherheit sagen könne. Das BVerwG erkläre, dass es falsch sei, keinen So-
ckelbetrag anzusetzen, aber nicht definiere, welche Mindestgröße dieser haben müsse. Auf 
Grundlage der erbrachten Verwendungsnachweise der Fraktionen, die für die vergangenen 
Jahre ausgewertet worden seien, könne von einer Angemessenheit des Sockelbetrags ausge-
gangen werden. 
 
Die Nachfrage des Stadtverordneten Grundmann beantwortete Beigeordneter Brunen damit, 
dass die den Fraktionen kostenlos zur Verfügung gestellten Räume in den Gesamtbetrag der 
Fraktionszuwendungen einkalkuliert seien. Wären Fraktionen dazu gezwungen, selbstständig 
Räume anzumieten, müssten die hierfür anfallenden Kosten zu dem aktuellen Betrag der 
Fraktionszuwendungen hinzugefügt werden. 
 
Stadtverordneter Volles befürwortete den Vorschlag der CDU-Fraktion. Er sei sich allerdings 
unsicher, ob es richtig sei, dass der Sockelbetrag an der Fraktionsgröße definiert werden kön-
ne.  
 
Beigeordneter Brunen erklärte, dass man die Rechtssicherheit nicht garantieren könne, die 
Methode aber rechnerisch nachvollziehbar sei. 
 
Stadtverordneter Jansen schlug vor, über den Vorschlag der CDU-Fraktion abzustimmen. Der 
Vorschlag sei gerecht, da größere Fraktionen naturgemäß einen größeren Sockelbetrag benö-
tigen würden. 
 
Stadtverordneter Weiler erläuterte die unterschiedliche Gewichtung der Sockelbeträge an-
hand des Beispiels des Zeitschriften-Abonnements. Für eine Fraktion mit zwei Mitgliedern sei 
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eine Zeitschrift ausreichend. Eine Fraktion mit etwa 15 Mitgliedern benötige hingegen mehre-
re Zeitschriften. Hieran könne man erkennen, dass größeren Fraktionen ein höherer Sockelbe-
trag gewährt werden müsse. 
 
Beschluss zu 1):  
 

1. Fraktionen, Gruppen und fraktionslose Stadtverordneten werden Haushaltsmittel nach 
§ 56 Abs. 3 GO NRW gemäß dem Vorschlag der CDU-Fraktion mit einem Sockelbetrag 
in Höhe von 5 % des Gesamtbetrages zugewiesen. § 16 Absätze 1, 2 und 3 der Haupt-
satzung der Stadt Geilenkirchen ändern sich entsprechend. 

2. Der Gesamtbetrag der Zuwendungen unter 1. wird bis zum 31.12.2019 auf 9.120 € 
festgelegt. Ab dem 01.01.2020 bemisst sich der Gesamtbetrag an dem Durchschnitts-
wert der gesamten nachgewiesenen Aufwendungen der Fraktionen aus den letzten 
drei Jahren. Dieser Betrag wird jährlich angepasst. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig beschlossen. 
 
Zu 2) 
 
Stadtverordneter Weiler erklärte, dass die CDU-Fraktion dagegen sei, § 16 Abs. 5 der Haupt-
satzung der Stadt Geilenkirchen zu streichen. Dieser laute momentan: „Den Fraktionen, 
Gruppen und fraktionslosen Stadtverordneten werden nach Verfügbarkeit Räume im Rathaus 
zugewiesen. Er schlage vor, den Abschnitt folgendermaßen zu ergänzen: „ … Räume im Rat-
haus oder in anderen städtischen Gebäuden zugewiesen, wenn die jeweiligen Fraktionen, 
Gruppen oder der/die fraktionslose Stadtverordnete damit einverstanden ist.“ Die Verwaltung 
würde die Fraktionsräume gerne aus dem Rathaus ins ESC auslagern. Die SPD und CDU hätten 
sich hiergegen gewehrt. Die Verwaltung dürfe diesbezüglich nicht über die Köpfe der Fraktio-
nen hinweg entscheiden. 
 
Stadtverordneter Grundmann pflichtete dem Stadtverordneten Weiler bei. Er gab zu beden-
ken, dass die Mieten momentan in die Kalkulation der Fraktionszuwendungen einbezogen 
seien. Je nachdem, welche Entscheidung getroffen werde, müssten die auszuzahlenden 
Geldmittel angepasst werden. 
 
Stadtverordneter Benden wies darauf hin, dass die Grünen ebenfalls weiterhin im Rathaus 
tagen würden, obwohl ihnen ein Raum im ESC zugewiesen worden sei. Aufgrund einiger Ver-
änderungen gehe er davon aus, dass die Fraktionen noch vor den Kommunalwahlen wieder 
einen festen Raum im Rathaus hätten. Es sei problematisch, dass den fraktionslosen Stadt-
verordneten nach der jetzigen Fassung der Hauptsatzung ein Raum zustehe. Dies müsse ge-
ändert werden. Da die Geldmittel bereits für die fraktionslosen Stadtverordneten erhöht 
würden, seien diese mit einem erhöhten Bedarf bereits berücksichtigt. Wenn es rechtlich 
nicht nötig sei, sollten die fraktionslosen Stadtverordneten aus § 16 Abs. 5 der Hauptsatzung 
gestrichen werden, auch wenn ihm das persönlich für den Stadtverordneten Mingers leid tue. 
 
Beigeordneter Brunen räumte ein, dass es sich um einen Fehler in der Vorlage handle. Absatz 
5 müsse nicht komplett gestrichen werden, sondern nur das Wort „fraktionslose Ratsmitglie-
der“. Diese dürften nach geltender Rechtsprechung ungleich gegenüber Fraktionen behandelt 
werden. Die komplette Argumentation sei in den Erklärungen der Vorlage ersichtlich. 
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Auf die Frage des Stadtverordneten Mingers, welche Fraktionsräume ausgelagert worden 
seien, erklärten die Stadtverordneten Banzet und Jansen, dass ihre Fraktionen im Rathaus 
tagen würden. 
 
Stadtverordneter Gerads betonte, dass sich die Fraktion Bürgerliste im ESC wohl fühle. Sie 
würden dem Vorschlag der CDU-Fraktion zustimmen. Es tue ihm für den Stadtverordneten 
Mingers leid.  
 
Stadtverordneter Jansen gab in Bezug auf den Vorschlag der CDU-Fraktion zu bedenken, dass 
die Verwaltung grundsätzlich beschließen könne, die Fraktionen aus dem Rathaus auszula-
gern. Er wolle diesen Vorschlag ergänzen, indem den Fraktionen und Gruppen „vorrangig“ 
Räume im Rathaus zugewiesen werden sollten. Die Verwaltung könne nicht gezwungen wer-
den, Räume zu schaffen. 
 
Stadtverordneter Weiler verdeutlichte, dass nach seinem Vorschlag das Einverständnis der 
Fraktionen eingeholt werden müsse. 
 
Beigeordneter Brunen führte aus, dass es das Ziel sei, schnellstmöglich Alternativen in ande-
ren Gebäuden zu schaffen, um die Fraktionen alsbald wieder im Rathaus unterbringen zu 
können. 
 
Stadtverordneter Kleinen schlug vor, die Ergänzung des Stadtverordneten Jansen enger zu 
fassen. Anstelle des Wortes „vorrangig“ solle „grundsätzlich“ gewählt werden. 
 
Beschluss zu 2): 
 
§ 16 Abs. 5 der Hauptsatzung wird wie folgt geändert: 
„Den Fraktionen und Gruppen werden nach Verfügbarkeit grundsätzlich Räume im Rathaus 
oder in anderen städtischen Gebäuden zugewiesen, wenn die jeweilige Fraktion oder Gruppe 
damit einverstanden ist.“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig beschlossen. 
 
 
TOP 3 Antrag der SPD-Fraktion zur Beteiligung des Rates im Benehmensverfahren 

Vorlage: 1227/2018 
 
Stadtverordneter Grundmann erklärte, dass der letzte Satz aus dem Antrag der SPD-Fraktion 
gestrichen werde. Der Beschlussvorschlag würde sodann lauten, dass der Bürgermeister die 
Stadtverordneten in einer Ratssitzung in angemessener Weise über das Benehmensverfahren 
informieren solle. Man habe den Antrag nicht gestellt, um den Bürgermeister zu ärgern. Die 
SPD-Fraktion wolle lediglich über den Sachstand informiert werden, bevor der Bürgermeister 
dem Landrat sein Benehmen erkläre. Er sei sich darüber im Klaren, dass die Stellungnahme 
der Kommunen kaum eine Rolle im Verfahren spiele; es gehe ihm lediglich darum, im Vor-
hinein informiert zu werden. 
 
Stadtverordneter Gerads meinte, dass der Antrag überflüssig sei. Man könne sich jederzeit 
beim Landrat erkundigen. Im letzten Jahr habe die Bürgerliste vor Abschluss des Benehmens-
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verfahrens über den Umfang der Kreisumlage Bescheid gewusst. Den Bürgermeister zur In-
formation zu verpflichten sei demnach nicht nötig. 
 
Stadtverordneter Weiler erklärte, dass er den Antrag der SPD-Fraktion nachvollziehen könne, 
halte ihn jedoch für überflüssig. Man könne sich ebenso gut bei den Kreistagsfraktionen in-
formieren. Er führte aus, dass die Kämmerer zu Beginn des Benehmensverfahrens zusam-
menkommen würden. Mit Herrn Goertz als Kämmerer sei die Stadt Geilenkirchen gut aufge-
stellt. Er traue ihm zu, bei Notwendigkeit sein Veto einzulegen. Wenige Wochen später wür-
den sich dann die Bürgermeister zusammensetzen, um nochmal darüber zu diskutieren. Diese 
würden jedoch nicht von der Einstellung ihrer Kämmerer abweichen. Er sei der Meinung, dass 
man durch die beantragte Informationspflicht dem Kämmerer in die Parade fahre. Man könne 
vereinbaren, dass der Rat zwischen der Versammlung der Kämmerer und der Bürgermeister 
in einer HFA- oder Ratssitzung kurz über den Sachstand informiert würde. 
 
Stadtverordneter Benden unterstützte den Einwand des Stadtverordneten Gerads. Er erkun-
digte sich, ob eine Ratssitzung dafür notwendig sei; der einfachere Weg sei es, sich im Rah-
men eines interfraktionellen Gespräches über den Sachstand auszutauschen. 
 
Stadtverordneter Gerads halte es für ein schlechtes Zeichen, die Verwaltung in einer Ratssit-
zung über das Benehmensverfahren zu befragen, während dies in anderen Kommunen nicht 
gemacht werde. Den Vorschlag, sich in einem interfraktionellen Gespräch auszutauschen, 
würde er unterstützen.  
  
Stadtverordneter Grundmann erklärte, dass man sich auch bei den Kreistagsfraktionen infor-
miere. Es gehe ihm um den Blickwinkel des Geilenkirchener Kämmerers. Er wies indes darauf 
hin, dass manche im hiesigen Rat vertretene Fraktionen nicht im Kreistag vertreten seien. 
Dem Vorschlag des Stadtverordneten Weiler würde man folgen. Interfraktionelle Gespräche 
lehne die SPD-Fraktion weiterhin ab.  
 
Stadtverordneter Jansen sprach sich für den Vorschlag des Stadtverordneten Weiler aus. Er 
erkundigte sich, ob es nicht ausreichen würde, dass die Vereinbarung im Protokoll festgehal-
ten werde. Der SPD-Fraktion könne so die Möglichkeit gegeben werden, ihren Antrag zurück-
zuziehen.  
 
Bürgermeister Schmitz bejahte dies. 
 
Stadtverordneter Grundmann zog den Antrag der SPD-Fraktion zurück. 
 
 
TOP 4 Festsetzung und Erhebung von Straßenbaubeiträgen für die Erneuerung und Ver-

besserung der Erschließungsanlage "Am Mühlenhof" im Stadtteil Beeck 
Vorlage: 1231/2018 

 
Beschluss: 
 
Zum Ersatz des Aufwandes für die Erneuerung und Verbesserung der Erschließungsanlage 
„Am Mühlenhof“ im Stadtteil Beeck werden gemäß § 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG 
NW) in Verbindung mit der Satzung der Stadt über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG 
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NW für straßenbauliche Maßnahmen Beiträge erhoben. Der Anteil der Beitragspflichtigen 
richtet sich nach § 3 Abs. 3 Nr. 2 der Satzung. 
  
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig beschlossen. 
 
 
TOP 5 Anfragen 
 
Zu diesem Tagesordnungspunkt gab es keine Wortmeldung. 
 
 
Bürgermeister Schmitz beendete den öffentlichen Teil der Sitzung und wünschte den Zuhöre-
rinnen und Zuhörern noch einen schönen Abend. 
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